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R e c h t s a n w a l t s g e s e l l s c h a f t  m b H

„Eine Versorgungsordnung lohnt sich!“

Haftungsrisiken vermeiden!

Eine Regelung der betrieblichen Altersversorgung
durch Einführung einer Versorgungsordnung schafft
Rechtssicherheit für alle Beteiligten, vermeidet Haf-
tungsrisiken des Arbeitgebers und trägt so zur geord-
neten Organisation der bAV im Betrieb bei. Wenn alle
wissen, woran sie sind, steigt auch die Zufriedenheit
und Motivation der Mitarbeiter.

Die Urteile

Durch eine Versorgungsordnung können Haftungsrisi-
ken zu Lasten des Arbeitgebers reduziert werden.

Beispiele?

1. Bundesarbeitsgericht
(Urteil vom 10.11.2015 - 3 AZR 575/14)

Eine unterschiedliche Behandlung von Arbeitern und
Angestellten ist nicht zu beanstanden, wenn die Ver-
sorgungsordnung bei der Berechnung der Betriebs-
rente für Arbeiter und Angestellte jeweils an die un-
terschiedlichen tarifvertraglichen Vergütungssysteme
anknüpft.

Der Arbeitnehmer hatte EUR 3.745,44 geltend ge-
macht, die der Arbeitgeber nicht zahlen brauchte,
weil in seinem Unternehmen eine Versorgungsord-
nung galt.

2. Landesarbeitsgericht Nürnberg
(Urteil v. 14.11.2013 - 8 Sa 334/13)

Eine Kürzung der Betriebsrente wegen vorzeitiger In-
anspruchnahme ist zulässig, wenn dies in einer Ver-
sorgungsordnung enthalten ist.

In diesem Fall hat der Arbeitgeber durch die Versor-
gungsordnung EUR 79,94 monatlich eingespart.

3. Landesarbeitsgericht Hamm
(Urteil vom 06.12.2017 - 4 Sa 852/17)

Auch die Entscheidung des Landesarbeitsgerichts
Hamm verdeutlicht, dass der Arbeitgeber den Arbeit-
nehmer unbedingt zu informieren hat, dass auf die
späteren Leistungen der betrieblichen Altersversor-
gung Krankenversicherungsbeiträge zu leisten sind.
Tut er es nicht, kann dies dazu führen, dass der Arbeit-
geber dem Arbeitnehmer monatlich die Beiträge zur
Kranken- und Pflegeversicherung zu erstatten hat.

Die Informationspflicht wird durch eine Versorgungs-
ordnung erfüllt.

4. Bundesarbeitsgericht
(Urteil vom 19.06.2012 - 3 AZR 408/10)

Der Arbeitgeber kann haften, wenn das vorhandene
Vermögen in einer Pensionskasse nicht ausreichend
ist, um die garantierten Renten zu bezahlen. Nach ih-
rer Satzung dürfen Pensionskassen die Leistungen ggf.
kürzen. Weist der Arbeitgeber den Arbeitnehmer auf
diesen Umstand nicht hin, hat er ggf. die Differenz zu
bezahlen.

Im vorliegenden Fall kostete das den Arbeitgeber die
Erhöhung einer lebenslangen Rente um EUR 51,17
monatlich, die nach § 16 BetrAVG auch an die Geld-
entwertung anzupassen ist. Mit einer Versorgungs-
ordnung wäre das nicht passiert.

5. Landesarbeitsgericht München
(Urteil vom 15.03.2007 – 4 Sa 1152/06)

Bei der Einrichtung einer betrieblichen Altersversor-
gung hat der Arbeitgeber bei der Formulierung der
Vertragsentwürfe nicht darauf geachtet, dass die zu-
grundeliegende Vereinbarung über die Entgeltum-
wandlung wertgleich i.S.d. § 1 Abs. 2 Nr. 3 BetrAVG
ist. Zudem ist der Arbeitnehmer nicht ausreichend in-
formiert worden.

Der Arbeitgeber musste an den Arbeitnehmer einen
Schadensersatz in Höhe von EUR 5.591,00 zahlen.
Eine klarstellende Versorgungsordnung war in dem
Unternehmen nicht installiert.

Was ist zu tun?

Schaffen Sie klare Regelungen! Geben Sie alle not-
wendigen Hinweise! In einer professionellen Versor-
gungsordnung sind alle Aspekte der betrieblichen Al-
tersversorgung der Arbeitnehmer geregelt.
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